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Einführung von Verbandsklagen vor den Verwaltungsgerichten 


Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister des 
Innern -RSIl-511 323/5 - hat mit Schreiben vom 20. Oktober 
1977 die Kleine Anfrage im Namen der Bundesregierung wie 
folgt beantwortet: 

I. Vorbemerkung 

Die einleitenden Ausführungen der Kleinen Anfrage 

„Nach Presseberichten ist das Bundesinnenministerium 
öffentlich für die Einführung eines eigenen verwaltungs- 
gerichtlichen Klagerechts von Bürgerinitiativen („Verbands- 
klage") gegen den Bau von Kernkraftwerken und anderen 
bedeutsamen Vorhaben eingetreten. Dagegen hat der Bun- 
desjustizminister sich dafür ausgesprochen, die wesentlichen 
Entscheidungen über Zahl, Art und Standorte von Kernkraft- 
werken unmittelbar dem Bundestag bzw. den Landtagen zu 
übertragen. Dies sind zwei in der Sache entgegengesetzte 
Konzepte: Entweder werden verstärkt die Verwaltungs- 
gerichte zur endgültigen Entscheidung über pro und contra 
eines Kernkraftwerkbaues in Anspruch genommen, oder die 
Entscheidung wird in den wesentlichen Punkten vom Parla- 
ment getroffen. Die Bundesregierung muß klarstellen, ob 
und welches dieser gegensätzlichen Konzepte sie tatsächlich 
verfolgt." 

geben Anlaß zu folgender Vorbemerkung: 

1. In der gegenwärtigen rechtspolitischen Diskussion über eine 
verstärkte Parlamentsbeteiligung und verbesserte Bürger- 
beteiligung (einschließlich Verbandsbeteiligung im Verwal- 
tungsverfahren und Verbandsklage vor den Verwaltungs- 
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gerichten) im Zusammenhang mit dem Bau von Kernkraft- 
werken werden insbesondere folgende Überlegungen zur 
Erörterung gestellt: 

— legislative Festlegung von Zahl und Art von Kernkraft- 
werken durch den Bundestag, 

— landesweite sachliche Teilpläne zur .Standortvorsorge 
(vgl. § 5 Raumordnungsgesetz) durch Landesgesetze, 

— Standorteinzelfallentscheidungen durch Landesgesetze 
(nach geltendem Recht kann ein behördlicher Vor- 
bescheid über den Standort beantragt werden - vgl. § 7 a 
Atomgesetz), 

— Verbandsklage beim Verfahren über die Genehmigung 
des technischen Anlagenkonzeptes (vgl. § 7 Atomgesetz). 

Vorschläge zu legislativer Festlegung des jeweiligen tech- 
nischen Anlagenkonzeptes sind bisher nicht bekannt gewor- 
den. Diese Entscheidungen können auch nur durch Verwal- 
tungsakt getroffen werden. Die betroffenen Bürger können 
gegen derartige Genehmigungen die Verwaltungsgerichte 
mit der Anfechtungsklage anrufen. Für diese Fälle stellt sich 
die Frage, ob Bürgervereinigungen (Verbänden) eine Klage- 
befugnis eingeräumt werden soll (Verbandsklage). Auch 
dann, wenn legislative Entscheidungen über Zahl und Art 
von Kernkraftwerken, über landesweite Pläne zur Standort- 
vorsorge oder über einzelne Standorte für Kernkraftwerke 
eingeführt werden sollten, bliebe demgemäß die Problematik 
einer Klagebefugnis gegen Genehmigungen über das tech- 
nische Anlagenkonzept unberührt. Die beiden Konzepte 
widersprechen daher einander nicht. 

2. In der Regierungserklärung des Herrn Bundeskanzlers vom 
16. Dezember 1976 ist zum Ausdruck gebracht worden, daß 
die Bundesregierung die Möglichkeit der Einführung einer 
praktikablen Form der Verbandsklage im atomrechtlichen 
Genehmigungsverfahren prüft (RdNr. 27). Diese noch nicht 
abgeschlossene Prüfung bezieht sich auf die den zuständigen 
Landesbehörden obliegenden Entscheidungen über das tech- 
nische Anlagenkonzept. Es erscheint geboten, die mit der 
Einführung eines solchen Rechtsinstitutes verbundenen Fra- 
gen zunächst auf einem begrenzten Rechtsgebiet zu durch- 
denken und ggf. für ein solches Rechtsinstitut in einem be- 
grenzten Anwendungsbereich Erfahrungen zu sammeln. 

II. Zu den Fragen 

1. Treffen Pressemeldungen zu, wonach der Staatssekretär im Bun- 
desinnenministerium, Dr. Hartkopf, bei einer Veranstaltung des 
Deutschen Städte- und Gemeindebundes namens des Bundes- 
ministers des Innern ein verwaltungsgerichtliches Klagerecht 
von Bürgerinitiativen gegen die Genehmigung von Kernkraft- 
werken und anderen bedeutsamen Bauvorhaben befürwortet 
habe? 

Es trifft zu, daß Herr Staatssekretär Dr. Hartkopf auf einer Ver- 
anstaltung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes namens 
des Bundesministers des Innern eine Klagebefugnis für Bürger- 
vereinigungen, die bestimmten Anforderungen genügen, beim 
Genehmigungsverfahren nach § 7 AtG befürwortet hat. 
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2. Hat der Staatssekretär damit die Meinung der Bundesregierung 
wiedergegeben, oder steht die Bundesregierung hinter dem Vor- 
schlag des Bundesministers der Justiz im SPD-Pressedienst vom 
31. März 1977, wonach in Zukunft der Bundestag und die Land- 
tage unmittelbar über Zahl, Art und Standorte von Kernkraft- 
werken entscheiden sollen, und wonach im übrigen die verwal- 
tungsgerichtliche Einzelfall-Klage allein „den betroffenen Bür- 
gern" unbenommen bliebe? 


Wie sich aus der Antwort 7u Frage i ergibt, wurde damit die 
Auffassung des Bundesministers des Innern wiedergegeben. 
Diese steht nicht im Widerspruch zur Auffassung des Bundes- 
ministers der Justiz. Die innerhalb der Bundesregierung bei der 
Vorbereitung einer Fünften Novelle zum AtG stattfindende 
Prüfung und Abstimmung, ob die Einführung einer praktikablen 
Form der Verbandsklage möglich ist, konnte noch nicht abge- 
schlossen werden (vgl. oben I 2). 

In die notwendigen Erwägungen werden auch die Vorschläge 
des Herrn Bundesministers der Justiz im SPD-Pressedienst vom 
31. März 1977 einbezogen. Die Bundesregierung hält es jeden- 
falls für erwägenswert, daß die für notwendig erachteten lan- 
desweiten Standortvorsorge-Pläne in der Form von Landes- 
gesetzen aufgestellt werden. Ferner hält sie es für wünschens- 
wert, daß die Landtage auch bei Standort-Einzelfallentscheidun- 
gen in geeigneter Weise beteiligt werden. Näheres wird noch 
mit den Ländern erörtert werden. 


3. Beabsichtigt die Bundesregierung, dem Bundestag und Bundes- 
rat Gesetzentwürfe in der einen oder der anderen Richtung vor- 
zulegen, gegebenenfalls wann und für welche Sachgebiete? 

Da die erforderlichen Abstimmungen innerhalb der Bundes- 
regierung und mit den Ländern zu dem in Abschnitt I darge- 
steliten komplexen Gesamtzusammenhang noch nicht abge- 
schlossen werden konnten, kann z. Z. nicht gesagt werden, für 
welche der angesprochenen Sachfragen und zu welchem Zeit- 
punkt Gesetzentwürfe der Bundesregierung vorgelegt werden. 




